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97 Öffentliches Auftragswesen

Norm

BVergG 2006 §164

BVergG 2006 §229 Abs1 Z2 idF 2012/I/010

BVergG 2006 §229 Abs2

BVergG 2006 §72 Abs2 Z2

32014L0024 Vergabe-RL Art57 Abs4 litb

32014L0025 Vergabekoordinierungs-RL Wasser Energie Verkehr Art80

32015R0848 Insolvenzverfahren

Beachte

Miterledigung (miterledigt bzw zur gemeinsamen Entscheidung verbunden):Ra 2018/04/0177

Rechtssatz

Nach § 229 Abs. 1 Z 2 in Verbindung mit Abs. 2 BVergG 2006 haben Sektorenauftraggeber gemäß § 164 BVergG 2006

Unternehmer von der Teilnahme am Vergabeverfahren auszuschließen, wenn über ihr Vermögen ein

Insolvenzverfahren eröCnet wurde. Art. 57 der Richtlinie 2014/24/EU, auf den in Art. 80 der (für den Sektorenbereich

maßgeblichen) Richtlinie 2014/25/EU verwiesen wird, nennt in seinem Abs. 4 Buchst. b als Ausschlussgrund (u.a.) den

Umstand, dass sich ein Wirtschaftsteilnehmer in einem Insolvenzverfahren, in einem Vergleichsverfahren oder

aufgrund eines in den nationalen Rechtsvorschriften vorgesehenen gleichartigen Verfahrens in einer vergleichbaren

Lage beDndet. Eine nähere DeDnition, wann von einem (eröCneten) Insolvenzverfahren auszugehen ist, enthalten

weder das BVergG 2006 noch die genannten Vergaberichtlinien. Der - für klassische öCentliche Auftraggeber

maßgebliche - § 72 Abs. 2 Z 2 BVergG 2006 (der Sektorenteil des BVergG 2006 enthielt noch keine AuFistung der

zulässigen Nachweise) nennt als Nachweis für Ausschlussgründe neben bestimmten innerstaatlichen Bescheinigungen

auch eine gleichwertige Bescheinigung einer Behörde des Herkunftslandes des Unternehmers. Im Hinblick auf die

Übernahme der sekundärrechtlichen Regelung im BVergG 2006 sind die jeweiligen BegriCe unter Beachtung des

Unionsrechts auszulegen. Es ist daher nicht zu beanstanden, dass das Verwaltungsgericht für die Frage des Vorliegens

eines Insolvenzverfahrens nach italienischem Recht auch die Bestimmungen der Verordnung 2015/848/EU über

Insolvenzverfahren herangezogen hat.
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